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Bericht 

des Justizausschusses 

über die Regierungsvorlage (77 der Beilagen): 
Vertrag zwischen der Republik österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland auf 
dem. Gebiet des Konkurs.:. und Ausgleichs-

(Vergleichs-)rechts 

Durch den Vertrag zwischen der Republik 
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland 
vom 6. Juni 1959, BGBl. Nr. 105/1960, war die 
gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von 
gerichtlichen Ents.cheidungen, Vergleichen und 
öffentlichen Urkunden in Zivil- und Handels­
sachen sichergestellt worden. Entscheidungen in 
Konkurs- 'UI!l!d AUJsgleichs-(Ver,gleichs-)verfahI'en 
waren aus dem sachlichen Anwendungsbereich des 
Vertrages ausgeklammert worden (Art. 14 
Abs. 1 Z. 2); die Regelung der konkursrecht­
lich·en Fragen wurde einer besonderen staatsver­
traglichen Vereinbarung vorbehalten. Der Ver­
wirklichung dieses Zieles dient nun der vorlie­
gende Vertrag zw~schen der Republik Österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland auf dem 
Gebiet des Kronkurs- und Ausgleichs-(Vergleichs)­
rechts. Indem er di.e Lücke, die der Vollstrek­
kungsvertrag vom 6. Juni 1959 gelassen hatte, 
schließt, wird er erheblich zur Rechnssicherheit 
in den vielfältigen und regen Beziehungen, vor 
allem des Wirtschaftsverkehrs, zwischen den 
beiden benachbarten Staaten beitragen. 

Dr. Hilde Hawlicek 

Berichterstatter 

Der JUstizausschuß hat den gegenständlichen 
Staatsvertrag in seiner Sitzung am 9. November 
1979 der Vorberatungunterzogen. Als Bericht- . 
erstatter im Ausschuß fungierte Abgeordneter 
B I e c h a. Nach einer Wortmeldung des Aus­
schußobmannes Abgeordneten Dr. B r 0 e s i g k e 
'wurdeeinstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause die Genehmigung des Abschlusses dieses 
Staatsvertrages zu empfehlen. 

Weiters war der Justizausschuß der Meinung, 
daß im vorliegenden Falle. die Erlassung eines 
besonderen Bundesgesetzes im Sinne des Art. 50 
Abs. 2 B-VG zur überführung des Vertrags­
inhaltes in die inners.taatliche Rechtsordnung 
entbehrlich ist. 

Als Berichterstatter für das Haus wurde Abge­
ordnete Dr. HUde H a w I i c e k gewählt. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Justiz­
ausschuß somit den An t rag, der Nationalrat 
wolle beschließen: 

Der Abschluß des Vertrages . zwischen der 
Republik österreich und der Bundesrepublik 
Deutschland auf dem Gebiet des Konkurs- und 
A u&glieichs-{V ergleichs-) rechts (77 der B eil<]gen) 
wird genehmigt. 

Wien, 1979 11 09 

Dr. Broesigke 
Obmann 
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